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Parteien auf dem Prüfstand: 
Leistungsfähig, aber unbeliebt? 

Die Kritik an den politischen Parteien hat in Deutschland bzw. in der Bun­
desrepublik wie in anderen westlichen Demokratien eine lange Tradition. 
Auch heute noch können sich Parteienforscher ,die auf Funktionsdefizite der 
Parteiendemokratie oder auf die zwiespältige Einstellung der Bevölkerung 
zu den politischen Parteien verweisen, einer breiten Zustimmung sicher sein. 
Die der Parteienkritik zugrunde liegenden Motive mögen sich verändert ha­
ben, der Tatbestand des Unbehagens am Parteienstaat dagegen scheint zu 
den beständigsten Merkmalen der in den westlichen Demokratien vorherr­
schenden politischen Einstellungen zu gehören. 
Wie selbst Kritiker des deutschen Parteiensystems einräumen, läßt sich das 
tatsächliche Verhalten der Bevölkerung gegenüber den Parteien mit dem von 
zahlreichen Forschern gezeichneten negativen Bild der Parteiendemokratie 
nur schwer in Einklang bringen. Bei einer im internationalen Vergleich au­
ßerordentlich hohen Wahlbeteiligung entfielen auf die vier systemtragenden 
Parteien, CDU/CSU, SPD und FDP, bei sämtlichen Bundestagswahlen seit 
1957 stets mehr als 90 Prozent der abgegebenen Stimmen. Die Entwicklung 
der Mitgliederzahlen von CDU/CSU und SPD spricht ebenfalls nicht für eine 
zunehmende Entfremdung der Bevölkerung von den großen politischen Par­
teien. Und selbst wenn man konzediert, daß es seit Beginn der achtziger 
Jahre, insbesondere seit der BundestagswahI1987, gewisse Anzeichen eines 
Unbehagens an den etablierten Parteien gibt, erscheint die These von einer 
»stillschweigenden Abwendung vom Parteienkartell« (Raschke) als über­
zogen. 
Die Diskussion über die Leistungsfähigkeit des deutschen Parteiensystems 
wird in der Politikwissenschaft überwiegend normativ geführt. Dabei ist es 
allerdings schwierig, einen Konsens über die für die Bewertung der Arbeit 
der politischen Parteien maßgeblichen Standards zu erzielen. Bereits ein 
oberflächlicher Blick in die einschlägige Literatur macht nämlich deutlich, 
daß das Nebeneinander unterschiedlicher Leitbilder zu völlig gegensätzli­
chen Einschätzungen des Zustandes der politischen Parteien in der Bundes­
republik führt. Den naheliegenden Weg, die eigenen, mehr oder minder sub­
jektiven Einschätzungen mit den Befunden der empirischen Meinungsfor­
schung zu konfrontieren, beschreiten deutsche Parteienforscher nur ver­
gleichsweise selten. Dabei scheinen nach den vorliegenden Daten die in der 
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Öffentlichkeit verbreiteten Einstellungen zu den politischen Parteien erheb­
lich vielschichtiger zu sein , als es die recht pauschale These von der Parteien­
verdrossenheit zum Ausdruck bringt. 
Seit der mit der Bundestagswahl 1961 eingetretenen Konsolidierung des 
deutschen Parteiensystems zeichnet sich das Wählerverhalten auf der Bun­
desebene durch eine bemerkenswerte Stabilität aus. Starke Verschiebungen 
in den Stimmenanteilen der politischen Parteien stellen eher die Ausnahme 
dar, häufig laufen sie auf einen Stimmenaustausch zwischen den Regierungs­
parteien bzw. innerhalb des Oppositionslagers hinaus. Wahlforscher führen 
diese Stetigkeit des Wählerverhaltens auf die sich verfestigende Partei-Iden­
tifikation zurück. 
Das Konzept der Partei-Identifikation wurde im Rahmen der wahlsoziologi­
schen Studien der Ann-Arbor-Schule entwickelt. Falter beschreibt diese Ein­
stellung als eine »langfristig wirksame affektive Bindung des einzelnen an 
eine Partei . .. Die Wahrnehmung politischer Ereignisse und ihre Einord­
nung in die Einstellungsstruktur wird durch sie erheblich beeinflußl.« Auf­
grund dieser Eigenschaften wirkt die Partei-Identifikation als stabilisieren­
'der Faktor auf die individuelle Wahlentscheidung ein. Darüber hinaus dient 
die Etablierung stabiler Loyalitätsbeziehungen zwischen der Bevölkerung 
und den staatstragenden Parteien »als ein Puffer gegenüber temporären Out­
putschwächen des politischen Systems; sie erhöht den Glauben an dessen Le­
gitimität .. . durch subjektiv wahrgenommene Vertretung der eigenen Inter­
essen und verhindert unmittelbare Entfremdungsreaktionen« (Kaase). Über 
ihre Funktion als Bestimmungsgröße des Wahlverhaltens hinausgehend, 
trägt die Partei-Identifikation somit dazu bei, einzelne gesellschaftliche 
Gruppen ins politische System einzubinden. 
Wenn die These von der Entfremdung der Bevölkerung von den etablierten 
Parteien zuträfe, dann müßte sich dies in einer abnehmenden Partei-Identifi­
kation piederschlagen. Ein derartiger Desintegrationsprozeß könnte zu ei­
nem Wachstum des Anteils der parteipolitisch ungebundenen Wähler oder 
zur Etablierung neuer Parteien führen, die für die entfremdeten Gruppen 
nunmehr als Identifikationsobjekte fungieren. 
Anders als es Abramson für die Vereinigten Staaten beschreibt, gibt es in der 
Bundesrepublik bislang keine Anzeichen für eine langfristig abnehmende 
Partei-Identifikation (vgl. Tabelle 1). Die Entwicklung seit 1972- für die da­
vorliegende Zeit liegen keine vergleichbaren Daten vor - zeichnet sich eher 
durch situationsspezifische Schwankungen als durch einen allgemeinen Ent­
wicklungstrend aus. Zwischen 1972 und 1980 sank der Anteil der »Nicht­
IdentifIzierer« von 20 auf 14 Prozent. Bis zum Jahre 1982 stieg er wieder auf 
22 Prozent an, um dann innerhalb eines halben Jahres erneut zu fallen, und 
zwar unter das Niveau des Jahres 1972. Im Januar 1987 gaben 25 Prozent der 
Bundesbürger an, sich mit einer politischen Partei zu identifizieren. Die v?n 
der Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen eingesetzten Parteisympathle­
skalometer belegen ebenfalls, daß die Beziehungen der Bundesbürger zu den 
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Tabelle 1 : 
ParteI-Identifikation In der BundesrepublIk Deutschland 1972-1983 
(Angaben in Prozentpunkten) 

Frage: Viele Leute in der Bundesrepublik neigen la längere Zeit einer bestimmten politi­
schen Partei zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei 
Ihnen: Neigen Sie - ganz allgemein gesprochen - einer bestimmten Partei zu? .. . Wie 
stark oder wie schwach neigen Sie - alles zusammengenommen - dieser Partei zu? 

1972 1976 1980 1982 1983 

sehr stark 17 11 16 10 11 
ziemlich stark 33 33 34 28 29 
mä81g 19 30 24 27 31 
ziemlich schwach 1 3 2 3 5 
sehr schwach 0 1 1 1 2 

keine Partei-Identifikation 20 15 14 22 17 
k.A. 9 6 10 8 5 

N 2052 2076 1518 1622 1014 

Quellen: Wahlstudien 1972, 1976, 1980 und 1983, ZA-Nr. 0635, 0823, 1053, 1276 

politischen Parteien relativ stabil sind. Sofern Veränderungen auftreten, 
handelt es sich eher um situationsbedingte Fluktuationen als um dramatische 
strukturelle Wandlungsprozesse. 
An der Intensität der Partei-Identifikation läßt sich ebenfalls kein nachhalti­
ger Umbruch in den Einstellungen der Bevölkerung zu den politischen Par­
teien ablesen. Abgesehen von den erwähnten Diskontinuitäten, deutet sich 
per Saldo ein leichtes Wachstum der parteipolitisch schwach gebundenen 
Wähler an, während die Zahl der dezidierten, strikt loyalen Parteianhänger 
eher schrumpft. Nach den von Falter und RaUinger im Rahmen der Wahlstu­
die 1983 vorgelegten Ergebnissen scheint die SPD von der Lockerung der 
Parteiloyalität stärker betroffen zu sein als die Unionsparteien. In diesem 
Umstand dürfte eine der Hauptursachen für die Erfolge der GRÜNEN lie­
gen. Diese stellen sich bei genauerer Betrachtung als Umstrukturierung der 
Parteiloyalitäten am linken Rande des politischen Spektrums der Bundes­
republik dar. 
Es scheint mir ziemlich gewagt, diese in ersten Ansätzen erkennbare Locke­

. rung der Bindungen an die beiden großen Parteien als einen Verfall der Par­
:teipolitik zu interpretieren. Eine mögliche Folge dieses Vorganges könnte 
nämlich auch in einer Belebung des politischen Wettbewerbs liegen, der die 
Funktionsfähigkeit der Parteiendemokratie nicht schwächt, sondern sie eher 
stärkt. 
Als »psychische Mitgliedschaft« (Gluchowski) prägt die Partei-Identifikation 
bei einem großen Teil der Wählerschaft die Wahrnehmung und Bewertung 
der politischen Parteien. Für diese Bevölkerungsgruppe spielt die Problem­
lösungsfähigkeit der Parteien eine untergeordnete Rolle, bzw. sie ist stark 

54 



durch die ParteiIoya~itä~ gefärbt: Andere Per~onen allerdinjls sind weniger 
eng und dauerhaft mIt emer bestimmten ParteI verbunden. Uber die Art ih­
rer Beziehungen zu den politischen Parteien entscheiden deshalb andere 
Faktoren. Zu diesen gehört nicht zuletzt die als »Issue-Kompetenz« bezeich­
nete Fähigkeit der Parteien, vom Wähler als bedeutsam eingestufte tages­
politische Probleme zu lösen. 
Wie die Integrationsleistung, so wird auch die Problemlösungskompetenz 
der etablierten Parteien in der Parteienforschung in Zweifel gezogen. Ob­
gleich die einschlägigen Thesen allenfalls durch fragmentarisches Datenma­
terial belegt sind, ist diese Kritik nicht völlig aus der Luft gegriffen. In zahlrei­
chen Beiträgen zur Wertwandelsproblematik wurde nämlich die Behauptung 
aufgestellt, die politischen Zielvorstellungen der Bürger westlicher Demo­
kratien hätten sich in den vergangenen bei den Dekaden grundlegend verän­
dert. Neben die traditionellen »Brot-und-Butter-Themen«, wie Vollbeschäf­
tigung, Preisniveau-Stabilität und Sicherung der Altersversorgung, seien 
neue Ansprüche an das politische System und an die politischen Parteien ge­
treten. Der Umweltschutz, aber auch die Forderungen nach weltweiter Ab­
rüstung, nach mehr Chancengleichheit für Männer und Frauen in allen ge­
sellschaftlichen Lebensbereichen u. a. m. werden mit dem Begriff der 
»Neuen Politik« in Verbindung gebracht. Einige dieser politischen Ziele sind 
schon verhältnismäßig lange Gegenstand politischer Auseinandersetzungen. 
Als neu sind sie nur insofern zu bezeichnen, als sich ihre Position auf der 
Rangskala politischer Ziele so nachhaltig verändert hat, daß sie für einzelne 
Wählergruppen zum ausschlaggebenden Faktor für die Bewertung der Par­
teien und der gesamten Regierungspolitik geworden sind. 
Wie allen demokratischen, pluralistisch strukturierten Massenorganisatio­
nen fällt es den politischen Parteien schwer, sich rasch und umfassend auf sol­
che veränderten gesellschaftlichen Problemlagen einzustellen und diese in 
ihre Programmatik und Tagespolitik einzubinden. Anpassungsschwierigkei­
ten werden vor allem dann wahrscheinlich, wenn die neu artikulierten Forde­
rungen mit den Ansprüchen traditioneller Anhängergruppen konfligieren 
oder den bislang propagierten Parteizielen widersprechen. In derartigen Fäl­
len können in der Öffentlichkeit Zweifel an der Problemlösungs- und Innova­
tionsfähigkeit der bestehenden Parteien auftreten, und es entsteht die Mög­
lichkeit zur Bildung neuer Parteien, die sich in besonderem Maße dieser 
neuen Probleme annehmen. Nicht zuletzt den perzipierten Leistungsdefizi­
ten der etablierten Parteien bei Themen der »Neuen Politik« dürften die 
GRÜNEN ihr Entstehen verdanken. 
Ein überzeugender Nachweis des Wandels politischer Prioritäten in der Bun­
desrepublik wurde von der bisherigen empirischen Forschung nicht erbracht, 
die vorliegenden Untersuchungen stützen eine solche Annahme allenfalls 
mittelbar. Gegen die Vorstellung einer umfassenden und tiefgreifenden Ve.r­
änderung der politischen Zielvorstellungen der Bundesbürger.sprich.t .allem 
schon die Tatsache, daß seit dem Beginn der sechziger Jahre dIe tradltlOnel-
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len sozioökonomischen Sicherheits- und Wohlfahrtsziele (stabile Preise, si­
chere Altersversorgung) die Spitzen plätze in der Rangskala der politischen 
Prioritäten einnehmen. Mit der Verschlechterung der Arbeitsmarktlage kam 
das Ziel der Vollbeschäftigung hinzu. Die Bedeutung des Umweltschutzes 
wurde bereits 1972 ähnlich eingeschätzt wie 1982 (vgl. Tabelle 2). Auf der 
anderen Seite ging, im Einklang mit der These vom Prioritätenwandel, 
seit 1972 die den Zielen »stabile Preise« und »Sauberkeit im Staate« zuge­
schriebene Bedeutsamkeit ständig zurück, obgleich beide Probleme im 
untersuchten Zeitraum nicht unbedingt zur allgemeinen Zufriedenheit gelöst 
wurden. 
Die Issue-Kompetenz der Parteien wurde in der Wahlsoziologie ausgiebig 
untersucht. In unserem Zusammenhang ist nur ein begrenzter Ausschnitt aus 
diesem Problemfeld von Interesse, nämlich die Frage, ob sich ein langfristi­
ger Rückgang des Vertrauens in die Problemlösungskompetenz al/er eta­
blierten Parteien feststellen läßt. 
Auf der Grundlage der verfügbaren Daten muß man die Sachlage als ziem­
lich ambivalent bezeichnen. Auf der einen Seite traut nur eine Minderheit 
unter den Bundesbürgern weder den Unionsparteien noch der SPD die Lö­
sung der als wichtig eingestuften Probleme zu (vgl. Tabelle 2). Das Ausmaß 
der Zweifel an der Leistungsfähigkeit der großen Parteien kann man dem­
nach nicht als dramatisch bezeichnen. Auf der anderen Seite hat sich seit 1972 
auf sämtlichen durch empirische Studien erfaßten Themenfeldern die Skep­
sis gegenüber der Kompetenz der politischen Parteien vertieft. 1982/1983 t~a­
ten Defizite gehäuft in denjenigen Aufgabenfeldern auf, die im Urteil der Öf­
fentlichkeit als ganz besonders wichtig erschienen. Diese Entwicklung voll­
zog sich vornehmlich zwischen 1980 und 1982. In der Folgezeit scheint sie 
sich, wie aus einer Untersuchung von Gibowski und Kaase hervorgeht, nicht 
fortgesetzt zu haben. 
Im Vergleich mit der Fähigkeit, die konkreten tagespolitischen Aufgaben zu 
bewältigen, ist das Vertrauen in die al/gemeine Problemlösungsfähigkeit der 
Parteien recht schwach entwickelt. Leider besteht nur für das Jahr 1980 die 
Möglichkeit, diese These anhand von Daten zu illustrieren. In der Wahlstu­
die 1980 schätzten die Bundesbürger die Issue-Kompetenz der Parteien ver­
hältnismäßig positiv ein. Im Gegensatz dazu stimmten aber 37 Prozent der 
Befragten der Behauptung zu, die im Bundestag vertretenen Parteien könn­
ten die anstehenden Probleme nicht lösen. In keinem der untersuchten Issue­
Bereiche wurde auch nur annähernd ein derart hoher Anteil negativer Ein­
schätzungen erreicht. Allem Anschein nach macht sich der in der Literatur 
beschriebene Antiparteienaffekt vor allem im Urteil über die al/gemeinen Sy­
stem/unktionen der Parteien, weniger dagegen in der Bewertung ihrer kon­
kreten Leistungen auf einzelnen Politik/eidern bemerkbar. Dies legt die Ver­
mutung nahe, daß die Parteienkritik primär in allgemeinen kulturellen Tradi­
tionen und allenfalls in zweiter Linie in der Erfahrung spezifischer Leistungs­
defizite verwurzelt ist. 
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Tabelle 2: 
Die Probleml6aungskompetenz der politischen Parteien In der BundesrepublIk 
1972-1982 

Frage: Wir haben hier eine Reihe von Aufgaben und Zielen, über die in der Bundesrepu­
blik gesprochen wird. Sagen Sie uns bitte für jede dieser Aufgaben, ob sie Ihnen per­
sönlich sehr wichtig ... erscheint. 
(Angaben: Prozentanteile der auf die Kategorie sehr wichtig entfallenden Antworten) 

1972 1976 1980 1982 

Preisanstieg bekämpfen 81 81 70 61 
Arbeitslosigkeit bekämpfen 81 76 86 
Für Ruhe und Ordnung sorgen 62 59 56 47 
Für wirksamen Umweltschutz sorgen 43 51 44 
Bürgern mehr politischen Einflu8 einräumen 26 31 27 
Die Rente sichern 62 69 65 

Frage: Wer ist am besten geeignet, das jeweilige Problem zu Ihrer Zufriedenheit zu lö­
sen? (Angaben = Prozentanteile »keine Partei ist kompetent .. ) 

Preisanstieg bekämpfen 
Arbeitslosigkeit bekämpfen 
Für Ruhe und Ordnung sorgen 
Für wirksamen Umweltschutz sorgen 
Bürgern mehr politischen Einfluß einräumen 
Die Rente sichern 

Quellen: Siehe Tabelle 1. 

1972 1976 

7 9 

3 
3 

6 
4 

8 
1 

Anmerkungen: Die Fallzahlen entsprechen denen in Tabelle 1. 

1980 

12 
6 
3 

10 
12 
5 

1982 

12 
16 
4 

14 
11 
8 

Die Issue-Kompetenz der Parteien steht in einem engen Zusammenhang mit 
ihren Funktionen im Parlament und in der Regierung. Nur in dieser Rolle 
sind sie an der Aufgabe beteiligt, Entscheidungen zu fällen, die in materiellen 
oder regulativen Leistungen des politischen Systems ihren Ausdruck finden. 
Interessanterweise heben das Grundgesetz und das Parteien gesetz, aber 
auch die meisten Beiträge zur Parteienforschung gerade nicht die für den mo­
dernen Parteienstaat typischen gouvernementalen Funktionen der Parteien 
hervor, sondern eher deren Rolle im politischen WilIensbildungsprozeß. 
Möglicherweise ist die überwiegend kritische Bewertung der Funktionsfähig­
keit der bundesdeutschen Parteien auch auf diese etwas einseitige Betrach­
tungsperspektive zurückzuführen. 
Obgleich die Einstellungen der Bundesbürger zu den Willensbildungsfunk­
tionen der Parteien bislang empirisch kaum untersucht sind, stellt vor allem 
die Wahlforschung einige interessante Informationen über diesen Aspekt der 
Beziehungen zwischen den Bürgern und den politischen Parteien bereit. 
Die Aufgabe der Interessenartikulation gehört unbestritten zu den wichtig­
sten Aufgaben der Parteien. Was ihre Leistungen auf diesem Gebiet angeht, 
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überwiegen in der Öffentlichkeit eher kritische Einschätzungen. Wie Umfra­
gen aus den Jahren 1976 und 1980 belegen, sieht nur eine kleine Minderheit 
unter den Bundesbürgern in den Parteien geeignete Instrumente zur Interes­
sendurchsetzung. Bei der Frage, welche Verbände oder Organisationen die 
Bürger als Vertreter ihrer Anliegen betrachten, entfielen auf die politischen 
Parteien im Jahre 1976 lediglich 5, 1980 nur 7 Prozent aller Nennungen. Eine 
etwas höhere Zustimmung fand sogar die Ansicht, die Parteien seien gegen 
die Interessen der Bevölkerung eingestellt (9 % in beiden Erhebungen). Die 
Gewerkschaften verfügten in dieser Hinsicht über ein deutlich größeres Ver­
trauenskapital (19 % positive Angaben). Eine ausdrücklich auf die Artikula­
tionsfunktion der Parteien gerichtete Frage brachte zwar günstigere Ergeb­
nisse, aber immerhin gab auch hier jeder dritte an, keine der bestehenden 
Parteien setze sich für seine Interessen ein (1976: 37 %, 1980: 33 %). 
In dies ambivalente Bild paßt es, wenn 1974 (59 %) wie 1980 (51 %) die 
Mehrheit der Bundesbürger der Behauptung zustimmte, die Parteien seien 
nur an den Stimmen der Wähler, aber nicht an ihren Ansichten interessiert. 
Dabei standen die deutschen Parteien im internationalen Vergleich nicht 
einmal in besOnderem Mißkredit. In den Vereinigten Staaten und in Groß­
britannien wurden in den Jahren 1973n4 noch etwas ungünstigere Werte 
ermittelt als in der Bundesrepublik (67 % bzw. 60 %). 
Die Frage, inwieweit die Bundesbürger die Parteien als geeignete Instru­
mente politischer Einflußnahme ansehen, läßt sich bis ins Jahr 1959 zurück­
verfolgen. Die Civic-Culture-Studie von Almond und Verba enthielt erst­
mals international vergleichende Daten über die Neigung der Bürger westli­
cher Demokratien, sich mit Hilfe der Parteien gegen unerwünschte Vorha­
ben nationaler und lokaler Instanzen zur Wehr zu setzen. Bereits im Jahr 
1959 spielten die politischen Parteien in den entsprechenden Überlegungen 
der Bundesbürger keine Rolle. Lediglich drei Prozent der Befragten zogen 
es in Betracht, zur Abwehr unerwünschter Aktivitäten der Lokalverwaltung 
die politischen Parteien zu mobilisieren. Man könnte dies Ergebnis auf die 
apolitische Tradition der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland zu­
rückführen, wären da nicht einige dieser Interpretation entgegenstehende 
Fakten. Auch auf der Bundesebene wurde den Parteien als Instrumenten po­
litischer Einflußnahme praktisch keine Bedeutung zugebilligt. Dieser Tatbe­
stand hat sich zwischen 1959 und 1980 nicht geändert. Er ist auch keineswegs 
als bundesdeutsche Besonderheit anzusehen; denn in den übrigen untersuch­
ten Ländern nannte ebenfalls nur ein verschwindend geringer Prozentsatz 
der Befragten spontan die politischen Parteien als Zugangskanäle zum loka­
len und zum nationalen politischen System. Weder von der Politisierung der 
kommunalen Selbstverwaltung noch von der Zunahme des politischen Kom­
petenzbewußtseins ging eine Aufwertung der Parteien als Partizipationssy­
sterne aus. Obgleich ihre Mitgliederzahl, insbesondere zwischen 1965 und 
1980, stark zunahm, änderte sich ihre Einschätzung als Instrumente politi­
scher Einflußnahme im untersuchten Zeitraum nicht wesentlich. Auch nach 
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der »partizipatorischen Revolution« der sechziger und siebziger Jahre blieb 
die aktive Mitarbeit in den politischen Parteien ein Minderheitenphänomen. 
Politische Einstellungen und politisches Verhalten stimmen insoweit mitein­
ander überein. 
In den Aktivitäten der Parteien nimmt traditionell die Organisation von 
Wahlkämpfen einen hervorgehobenen Rang ein. Angesichts der Bedeutung 
des Parteienwettbewerbs für die Vergabe politischer Führungspositionen ist 
dies nicht verwunderlich. In der Wettbewerbsdemokratie entscheidet der 
Wahlerfolg einer Partei im Regelfalle über ihre Beteiligung an der Regie­
rung. Damit sind die Wahlkampfaktivitäten der Parteien, ähnlich wie ihre 
Problemlösungskompetenz, eng mit ihrer Funktion im staatlichen Entschei­
dungssystem verbunden. 
Dem vernichtenden Urteil mancher Politikwissenschaftler über die Fähigkeit 
der Parteien, die Wähler mit programmatischen Alternativen zu konfrontie­
ren, schließt sich die deutsche Wählerschaft offenbar nicht rückhaltlos an. 
Eher stellt man in diesem Bereich ambivalente, situationsabhängige, aber 
durchaus realistische Einstellungen fest. Die Frage, ob der Wahlkampf die 
ihm zukommende Funktion erfüllt habe, die Bevölkerung über die Kandida­
ten und die Programme der Parteien zu informieren und den Wählern die 
Entscheidung zu erleichtern, wurde zwischen 1972 und 1983 sehr unter­
schiedlich beantwortet. Dabei entsprachen die Einschätzungen den tatsächli­
chen politischen Konstellationen. So wurden nach der Meinung der Bundes­
bürger die Wahlkämpfe der Jahre 1972 (38 % positive und 24 % negative Ein­
schätzungen) und 1983 (30 % positiv, 25 % negativ) der genannten Aufgabe 
eher gerecht als der spannungsarme Wahlkampf im Jahre 1976. Die Mehrheit 
der Bevölkerung sieht auch durchaus programmatische Unterschiede zwi­
schen den politischen Parteien: In zwei 1980 durchgeführten Umfragen lehn­
ten mehr als 60 Prozent der Befragten die These ab, die politischen Par­
teien seien einander so ähnlich geworden, daß es gleichgültig sei, welche von 
ihnen man wähle. Selbst wenn die Datenlage allzu weit reichende Schluß­
folgerungen nicht zuläßt, scheint die Bevölkerung die traditionellen Wahl­
kampfaktivitäten der politischen Parteien positiver zu bewerten als ihre 
partizipativen Funktionen oder ihren Beitrag zur Durchsetzung von Bürger­
interessen. 
Die Etablierung einer parteienstaatlich geprägten Demokratie war in der 
Bundesrepublik kein unproblematisches Unternehmen. Auf Grund der in 
Deutschland wirksamen kulturellen Traditionen vollzog die Bevölkerung die 
verfassungspolitische Grundentscheidung des Parlamentarischen Rates, den 
politischen Parteien eine hervorgehobene Position im politischen Willensbil­
dungsprozeß einzuräumen, nur sehr zögernd nach. Noch in den fünfziger 
Jahren gab es, wie Conradt beschreibt, beträchtliche Vorbehalte gegenüber 
dem Mehrparteiensystem. Sie gingen nur allmählich zurück. Nach de~ Er­
gebnissen neuerer Untersuchungen ist die parteienstaatliche Demokratle der 
Bundesrepublik zwar gegen vorübergehende Akzeptanzkrisen nicht völlig 
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immun. im internationalen Vergleich jedoch scheint sie außerordentlich 
gefestigt zu sein. 
Obgleich einige der üblichen Einwände gegen die Aussagekraft der vorlie­
genden Daten nicht gänzlich von der Hand zu weisen sind und man sich eine 
breitere. kontinuierlichere empirische Erforschung der Beziehungen der 
Bundesbürger zu den politischen Parteien wünschte, hält die verbreitete 
These einer zunehmenden Entfremdung der Wähler von den Parteien einer 
empirischen Prüfung nicht stand. Wie in anderen westlichen Demokratien. 
so sind auch in der Bundesrepublik die Einstellungen der Bevölkerungs­
mehrheit zu den Parteien mehrdeutig und diffus. Eine wesentliche Ursache 
hierfür sah Jack Dennis in seiner Analyse des amerikanischen Parteiensy­
stems in der widersprüchlichen politischen Rolle der Parteien: »The demo­
cratic representation of sodal cleavage - ... - is partly undercut in the ameri­
can system by the contrasting function of building consensus. The parties are 
expected to manage and mitigate conflict at the same time that they are ex­
pected to organize and to promote it. The public shies away from too strong 
a partisan division, prefering overlapping programs and ideologies, or no 
ideologies at all. Yet the parties are also interpreted as forces of legitimate 
opposition. This duality, as it affects the public consciousness, becomes mani­
fest in contradictory feelings .« Es gibt wenig Grund zu der Annahme, daß 
sich die politischen Parteien in der Bundesrepublik in einer grundsätzlich 
günstigeren Ausgangslage befinden als ihre Pendants in den USA. Aus 
diesem Grunde wird sich auch an ihrer ambivalenten Bewertung durch die 
Bevölkerung kurzfristig kaum etwas ändern. Man schätzt ihre Arbeit in den 
Regierungsinstitutionen, steht ihnen aber als Trägem politischer Willens­
bildung und Konfliktaustragung mit distanzierten Gefühlen gegenüber. 

Die in diesem Beitrag benutzten Daten, vom Zentra/archiv für empirische Sozialfor­
schung, Universität zu Köln zugänglich gemacht, wurden von der Forschungsgruppe 
Wahlen e. V., Mannhelm, erhoben und vom Zentralarchiv für empirische Sozialfor­
schung (ZA) für die Analyse aufbereitet und dokumentiert. Die genannten Institutionen 
tragen keine Verantwortung für die Interpretation der Daten in diesem Beitrag. 
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